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Dieses Symbol kennzeichnet
Augmented-Reality-
Effekte. Mit Ihrem Smart-
phone, Tablet und der
App WESER-KURIER Live
können Sie digitale
Inhalte abrufen.

AmEnde haben die vielen Studien zur
Zwangsarbeit in der DDR ihren
Zweck doch noch erfüllt. Mittlerweile

weiß man eben allerhand. Dass Häftlinge
arbeiten müssen und dürfen, ist internatio-
nal Standard. Allerdings geschah dies in
der DDR weniger zur Besserung der Betrof-
fenen als zur Beschaffung von Devisen.
Die Arbeitsbedingungen waren lausig und
verletzten in Teilen die Menschenrechte.
Politische Häftlinge wiederum hätten gar
nicht arbeiten dürfen, weil sie zu Unrecht
im Knast saßen.
Ansonsten lassen sich Schuld und Un-

schuld nicht so säuberlich trennen, wie
mancher imWesten das gern hätte. West-
deutsche Konzerne haben zuhauf in der
DDR fertigen lassen, gaben auchMedika-
mententests in Auftrag. Wenn sie die Ver-
hältnisse hinter derMauer nicht kannten,
dann hätten sie sie doch kennen können.
Eine staatliche Entschädigung für Betrof-

fene wird es nicht geben. Von den Unter-
nehmen ist das noch noch viel weniger zu
erwarten. Kaum eines hat sich zu seiner
Verantwortung bekannt. DasMindeste
wäre jedoch, wenn sich dieWirtschaft zu
einer finanziellen Geste der Verantwor-
tung an jene bereit fände, die heute für
SED-Opfer eintreten. Bericht Seite 4
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Zur Person
Michael Wolffsohn (68), ge-
bürtiger Israeli, lehrte
1981-2012 Geschichte an
der Bundeswehruniversität
München. Als Autor ver-
fasste er u.a. „Wem gehört
das Heilige Land?“ sowie
„Zum Weltfrieden“ (2015).

Es war ein Doppelsieg der Taliban: Zu-
nächst griff eine Gruppe ihrer Kämp-
fer das Parlament in Kabul an, tötete

fünf Menschen und versetzte die ganze
Volksvertretung in Angst und Schrecken.
Wenig später nahmen die radikal-islami-
schen Aufständischen einen weiteren Dis-
trikt im Norden das Landes ein. Auf dem
Platz im Herzen des Archi-Distrikts wehte
die Fahne der Taliban, ausgebrannte Fahr-
zeuge der afghanischen Polizei waren die
einzige Spur, die von der Zentralregierung
in Kabul übrig blieb.
Die vomWesten gestützte Regierung Af-

ghanistans ist schwach und hat dem Vor-
marsch der Taliban kaum etwas entgegen-
zusetzen. Neben diesen ist inzwischen
auch der „Islamische Staat“ (IS) in Afgha-
nistan aktiv, dem es gelungen ist, den Tali-
ban eine Reihe von Kämpfern und Kom-
mandeuren abzuwerben. Die Konkurrenz-
Situation unter den Islamisten führt dazu,
dass die Taliban verstärkt Anschläge mit
hohem propagandistischemWert verüben,
um sich vom IS abzusetzen und zu zeigen,
dass sie in Afghanistan weiterhin die ent-
scheidende Kraft darstellen. Auch der
spektakuläre Angriff auf das Parlament in
Kabul gehört dazu. Bericht Seite 4
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A
ls die Ukraine im Jahr 1991 un-
abhängig wurde, stand sie vor
der schwierigen Aufgabe, sich
wirtschaftlich und politisch zu
reformieren. Bei der Privatisie-

rung der früheren Staatsbetriebe profi-
tierte eine kleine Gruppe von Geschäfts-
leuten, von denen viele bereits in der So-
wjetunion als Funktionäre oder Firmen-
chefs tätig gewesen waren. Sie nutzten
ihre Kontakte, um bei der Privatisierung
lukrative Firmen in ihren Besitz zu brin-
gen.
Die ukrainischen Regierungen in den

Jahren nach der Unabhängigkeit ver-
säumten es, die wirtschaftliche und poli-
tischeMacht der Oligarchen einzu-
schränken. Auch nach der Orangenen
Revolution im Jahr 2004 blieb dieMacht
der Oligarchen weitgehend unangetas-
tet. Und unter dem Präsidenten Viktor
Janukowitsch, der 2010 ins Amt kam,
wuchs die Macht der Oligarchen noch
weiter.
Die Proteste auf dem Kiewer Maidan,

die schließlich zum Rücktritt Januko-
witschs im Februar 2014 führten, richte-
ten sich in starkemMaße auch gegen
die umfassende Korruption und die Kon-
trolle des Wirtschaftslebens durch die
Oligarchen. Die neue Regierung trat mit
dem Versprechen an, die Macht der
Oligarchen zu beschneiden. Hat sie ihr
Versprechen gehalten?
Rinat Achmetow ist der in Westeuropa

sicherlich bekannteste ukrainische Olig-
arch. Der frühere Profiboxer kontrolliert
wesentliche Teile der ostukrainischen
Kohle- und Stahlindustrie. Achmetow
unterstützte lange Zeit den früheren Prä-
sidenten Janukowitsch. Erst als die Pro-

teste auf demMaidan immer stärker
wurden, distanzierte er sich von ihm. Im
Frühjahr 2014 wandte sich Achmetow
gegen die Separatisten in seiner Heimat-
stadt Donezk, forderte aber gleichzeitig
auch Verhandlungenmit ihnen. Achme-
tows Vermögen hat durch die Kämpfe
im Donbass, dem Zentrum der ukraini-
schen Schwerindustrie, mittlerweile
sehr gelitten.
Dmitro Firtasch ist ein weiterer Olig-

arch, der zuletzt für internationale
Schlagzeilen gesorgt hat. Firtasch hat
sein Vermögen im Gashandel mit Russ-
land gemacht. Wegen seiner teilweise
undurchsichtigen Gasgeschäfte haben
die USA einen Haftbefehl gegen ihn er-
lassen. ImMärz 2014 wurde Firtasch in

Wien festgenommen, doch noch im sel-
benMonat gegen eine Kaution wieder
freigelassen. Das Auslieferungsersu-
chen der USAwurde am 30. April vom
Wiener Landesgericht abgewiesen. Fir-
tasch hatte sehr gute Beziehungen zum
früheren Präsidenten Janukowitsch so-
wie nachMoskau. Vermutlich hat er
aber auch Vitali Klitschko unterstützt,
der einer der politischen Führer der Mai-
danproteste war und jetzt Bürgermeister
von Kiew ist.
Von allen ukrainischen Oligarchen

hat Igor Kolomojskyj sicherlich am
stärksten vomUmsturz im Februar 2014
profitiert. Kolomojskyj hatte sich frühzei-
tig auf die Seite der ukrainischen Oppo-
sition gegen den Präsidenten Januko-

witsch gestellt. Kolomojskyj baute die
Kampftruppe Dnipro auf, die gegen die
Separatisten kämpft, und er unter-
drückte separatistische Strömungen in
Dnipropetrowsk.
Im Gegenzug wurde er imMärz 2014

von den neuenMachthabern zumGou-
verneur von Dnipropetrowsk ernannt. In
den folgendenMonaten konnte Kolomoj-
skyj seine wirtschaftliche Machtbasis
weiter ausbauen. Doch imMärz 2015
kam es zum Konflikt mit dem ukraini-
schen Präsidenten Petro Poroschenko
über Kolomojskyjs Beteiligung an zwei
staatlichen Unternehmen der Öl- und
Gasbranche. Kolomojskyj ließ die Fir-
menzentralen über Stunden von Schlä-
gertrupps besetzen. Poroschenko re-
agierte mit der Absetzung Kolomojskyjs
als Gouverneur von Dnipropetrowsk.
Mit der Entmachtung Kolomojskyjs

hat Poroschenko zum ersten Mal seit
demMachtwechsel den Versuch einer
Beschneidung der starken Stellung der
Oligarchen in der Ukraine unternom-
men. Bis dahin wurden die Forderungen
derMaidan-Bewegung nach einer Ent-
machtung der Oligarchen kaum umge-
setzt. Bei Gesprächen mit ukrainischen
Nichtregierungsorganisationen und an-
deren Vertretern der Zivilgesellschaft
wird oft die Enttäuschung darüber deut-
lich erkennbar. Dabei ist Poroschenkos
Rolle selbst umstritten, da er mit einem
geschätzten Vermögen von etwa 1,3Mil-
liarden Dollar zu den größeren Oligar-
chen des Landes gehört. Zudem hat sich
Poroschenko bisher nicht von seinem Fir-
menbesitz getrennt.
Die Entmachtung der Oligarchen

wäre auch ein Schritt zur Lösung eines
weiteren Grundübels der Ukraine, der
massiven Korruption in Wirtschaft, Ver-
waltung und Politik. Die Ideale, für die
auf demMaidan demonstriert und ge-
storben wurde, warten weiter auf ihre
Verwirklichung. politik@weser-kurier.de

zur Visite der Queen in Deutschland:
„Heute ist Europa glücklicherweise de-
mokratisch, seine verbliebenenMonar-
chen sind aufs Repräsentieren be-
schränkt. Schlagzeilen machen sie
aber längst nicht nur mit Traumhoch-
zeiten, sondern auch mit Skandalen.
Was nicht heißen soll, dass die Monar-
chie in der Demokratie per se überflüs-
sigwäre: InGesellschaften, die sich im-
mer mehr in Partikularinteressen auf-
spalten, stehen Königinnen und Kö-
nige für die Sehnsucht nach Einigkeit.
Nichts anderes bedeutet der Jubel
über die Queen.“

Verantwortung
Markus Decker
zur Zwangsarbeit in der DDR

Üble Rivalität
Agnes Tandler
zum Anschlag in Kabul Kiew muss endlich die

Macht der Oligarchen brechen
Mathias von Hofen
über zentrale Forderungen
der Maidan–Bewegung

In unserer Ausgabe vom 21. Juni habenwir
ein weiteres Abrisswochenende auf der
Autobahn 7 mitsamt zu erwartenden Ver-
kehrsbehinderungen für die Zeit vom 3. bis
8. Juni angekündigt. Das ist natürlich
falsch. Richtig ist, dass vom 3. bis 8. Juliwe-
gen Brücken-Abrissarbeiten mit Behinde-
rungen gerechnet werden muss. Wir bit-
ten, den Fehler zu entschuldigen.
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Drei unsinnige Bundeswehr-Auslands-
einsätze wurden kürzlich verlängert.
Im Kosovo sowie für Mali und Liba-

non. CDU/CSU, SPD und Grüne stimmten
dafür, die Linke geschlossen dagegen. Lei-
der hat die Linke recht. Wenn sie nur das
Wort Bundeswehr hört, sagt sie automa-
tisch Nein. Das kann man nicht ernst neh-
men. Sehr wohl ernst zu nehmen ist die Be-
gründung der Bundestagsmehrheit. Jeder
Einsatz ist menschlich nobel, also begrün-
det und völkerrechtlich koscher abgeseg-
net.
Im Kosovo soll der latente Bürgerkrieg

zwischen albanischen und serbischen Ko-
sovaren und im Libanon die Waffenzufuhr

an die schiitischen Hisbollah-Terroristen
verhindert werden. InMali soll die Armee
gegen islamistische Tuaregs ausgebildet
werden. Das ist edel, doch falsch gedacht
und daher falsch gemacht. Ein Krebsge-
schwür kann man nicht mit Heftpflaster
heilen. Guter Wille reicht nicht, Wissen tut
not. Selbst eine ewige Anwesenheit der
Bundeswehr im Kosovo könnte dort den
Bürgerkrieg nicht dauerhaft verhindern,
wenn das Staatsgefüge des Kosovo nicht
umgebaut wird. Den Serben im Norden
des Landes wird – mit der Mogelaufschrift
„Selbstbestimmung“ – eben diese Selbst-
bestimmung verweigert. Sie wollen zu Ser-
bien. Das erlaubt ihnen die Internationale
Gemeinschaft nicht. Das Streben nach
Selbstbestimmung ist jedoch eine histori-
sche Urkraft. Man kann sie nicht dauerhaft
unterdrücken. Genau daran aber beteiligt
sich nun Deutschland. Das wird nicht gut
gehen.

Vor der Küste Libanons schippert die
Bundesmarine seit rund neun Jahren. Der
schöne Aufenthalt sei unseren Soldaten
von Herzen gegönnt. Doch die Auf- und
Hochrüstung der Hisbollah-Terroristen
durch den Iran konnten sie nicht verhin-
dern. Sie erfolgte nämlich übers Land. Hof-
fentlich konnten sich währenddessen
unsere Jungs undMädchen sonnen. Die
Hisbollah aber nimmt in Syrien am allseiti-
gen Abschlachten teil, und sie bedroht Is-
rael mit einem überquellenden Raketen-
vorrat.
Im nordwestafrikanischenMali ist der

Kampf gegen die Tuareg-Islamisten be-
rechtigt. Allerdings ist die Regierungs-
streitmacht der falsche Partner. Sie verwei-
gert nämlich den Tuaregs ihr Selbstbestim-
mungsrecht. Vor allem aus diesem grund
wandten sich viele Tuaregs den Islamisten
zu. Was tun? Blutvergießen und den Sieg
von Terroristen verhindern? Ja. Notfalls

mit Militär, weil humanitär motiviert.
Gleichzeitig und als Preis für diesen Ein-
satz muss von unseren Partnern verlangt
werden, dass sie ihren Staat föderativ um-
bauen. Zu einer „Bundesrepublik“. So be-
kämen die jeweils unterdrücktenMinder-
heiten endlich Selbstbestimmung in ihrem
„Bundesland“. In „Serbisch-Kosovo“, in
„Tuarag-Mali“, im Schiiten-, Sunniten-,
Drusen- und Christen-Libanon.
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zum selben Thema: „Premierminister
James Cameron kokettiert seit Mona-
ten mit dem EU-Austritt Großbritan-
niens. Da kommt der Besuch der
Queen einem politischen Fanal gleich.
Kanzlerin Angela Merkel weiß natür-
lich, dassCameron aufWählerstimmen
rechts der Mitte schielt, während die
Queen derlei nicht nötig hat und somit
der weitaus verlässlichere Partner ist.
Formell besitzt sie zwar kaum Macht,
doch ihr Rat ist durchaus gefragt.“
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Wenn aus Unterstützung Unterdrückung wird
Michael Wolffsohn
über sinnlose Auslandseinsätze

Nürnberger Nachrichten

Stuttgarter Nachrichten

Die massive Korruption
in Wirtschaft, Verwaltung

und Politik ist ein
Grundübel der Ukraine.


